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Zuéestellt
dem Revisionskläger

beptember 1964

der Revisionsbeklagten
September 1964

l
m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

Klägers und Revisionskläger3,

gegen

‚Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 11° Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung nach @ 124 Abs° 2 ioV„mo

@ 153 Abs° 1 und 9 165 des Sozialgerichtsgesetzes

am 2° September 1964 unter Mitwirkung von

Senat3präsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzenden,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter Dr„ B u s s
als weiteren Berufsrichtern,

Bunde830zialrichter L ä e r und

Bundessozialrichter K w i a t k o w 5 ki.
als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen
dae Urteil des Landessozial-

gerichts Berlin vom 10° Dezember 1958 wird zu—
ruckgewiesen‚ ” ' ‘

Außergerichtliche Kosten sind dem Kläger nicht

zu erstatteno

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger, geboren am 19O_Januar 1891, beantragte im

Februar 1956 bei der Beklagten nltersruhegeldo Er hatte

Beiträge an die Reichsversicherungsanstalt für ange—

stellte (RfA) zur einheitlichen Rentenversicherung in

Berlin, an den zuständigen Versicherungsträger in der

sowJetisch besetzten Zone (SBZ) und zuletzt — ab 1351 —

an die beklagte Bundesversicherungsanstalt für Ange—

stellte (BfA) entrichtet, Durch Bescheid vom 6° Juli
1956 lehnte die Beklagte den Antrag ab, da sie nach

@ 1 des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes (FAG)

vom7° August 1953(BGBll, 848 in der FaSsungvom210
Januar 1956, BGBl I, 17) für die Lcistungsgewährung nicht

zuständig sei;fder Kläger halte sich nicht ständig im

bundesgebiet oder im Lande Berlin auf, sein Hauptwohne

ort sei Potsdam, Das Sozialgericht (SG) berlin wies

die Alage am 10° mai 1957 ab: Zwar habe der Kläger sei—

nen ständigen Aufenthalt im Land Berlin, er habe aber

keinen Anspruch gegen die Beklagte, weil er für den—

selben Versicherungsfall von dem Versicherungsträger

in der SBZ auf Antrag eine Leistung zu beanspruchen

habe (@ 1 Abs° 5 FAG)„ Die Berufung des Klägers wies
das Landessozialgericht (LSG) Berlin am 100 Dezember

1958 zurück: Der Anspruch des Klägers gegen die Be—

klagte scheitere daran, daß sich der Kläger nicht, wie

es % 1 Abs° 1 Nr° 1 FAG erfordere, ständig im Bundes—
gebiet oder im Land Berlin aufhalteo Es sei zwar er—

wiesen, daß sich der Kläger überwiegend im Westen ber—

line aufhalte, weil er seit Jahren dort ein Baugeschäft

betreibe und dort auch eine Wohnung habe, Neben diesem

einen Kreis der Lebensverhältnisse des Klägers, der im
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Land berlin liege, verfüge der nläger aber noch über

einen zweiten Kreis von Lebensverhältnissen in Potsdam;

der Kläger habe dort ebenfalls eine Wohnung, er sei dort

sogar unter seinem ersten Wohnsitz gemeldet, dort lebe

auch ständig seine Ehefrau, er habe dort Grundbesitz und
besitze auch noch den Personalausweis der sogenannten

DDR, Bei dieser Sachlage könne nicht davon ge3prochen

werden, daß sich der Kläger im sinne von @ 1 Abs° 1 Nr° 1

FAG ständig im Land Berlin aufhalte; ständiger Aufenthalt

im Sinne dieser Vorschrift sei, wie sich aus dem Sinn und

der Entstehungsgeschichte des Gesetzes ergebe, nur bei den

Personen anzunehmen,-die außer dem Mittelpunkt ihrer

Lebensverhältnisse im Land Berlin oder im Bundesgebiet

nicht auch noch einen zweiten Kreis von Lebensverhältnis—

sen außerhalb dieser Gebiete haben und denen ein Betreten

der SBZ unmöglich oder unzumutbar sei° Es sei auch nicht

zu prüfen, ob dem Kläger ein Ansrruch nach Art„ II @\51

des AngeStelltenversicherungs»Neuregelungsgesetzes (AnVNG)

zustehe; selbst wenn mit dem
angefochtenen Bescheid auch

dieser Anspruch abgelehnt sein sollte, so scheitere inso—

weit eine sachliche Überprüfung an dem Fehlen des nach

9 79 nr, 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) vorgeschriebe—

nen Vorveri‘ahrenso Das LSG ließ die Revision zu„ Das Ur—

teil wurde dem Kläger am 16° Januar 1959 zugestellto

Am 11, Februar 1959 legte der Kläger Revision ein, er be—

antragte‚ — ‘ . .‘ « - ; , . ., _

unter Abänderung der Vorentscheidungen die

Beklagte zu verurteilen, dem Kläger das Al—

tersruhegeld zu gewähren,

Der Kläger begründete die Revision — nach Verlängerung der

hevisionsbegründungsfrist — am 14„ April 1959: Er rügte im

wesentlichen, das LSG habe den Begriff des ständigen Aufent—

halts im Sinne von @ 1 Abs° 1 FAG falsch ausgelegt° >
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Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweieen°

Während des Revisionsverfahrens — im August 1962 — teilte

die deklagte mit, dem Kläger sei auf seinen Antrag ab

hai 1961 in der SBZ Rente bewilligt worden, der Kläger

sei dann infolge der Errichtung der Mauer am 13° August

_
1961 zunächst in Potsdam verblieben, wo er sich an dem

Wochenende über den 130 August 1961 gerade aufgehalten

‚habe„ Der Kläger teilte im Mai 1963 mit, er sei im April

1963 legal von Potsdam nach Westberlin übergesiedelto Mit

Bescheid vom 29° November 1963 erkannte die Beklagte den

AnSpruch des Klägers auf Altersruhegeld mit Wirkung vom

10 Januar 1959 — Inkrafttreten des durch das Fremdrenten—

.und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes (FANG) vom 25°
Februar 1960 neugefaßten Fremdrentengesetzes (EEG) — an?

die Auszahlung des Altersruhegeldes für die Zeit bis zum

19. April 1963 lehnte sie Jedoch ab, weil der Kläger

erst am 20. April 1963 einen Wohnsitz im Land Berlin be—

gründet habe und die Rentenleistungen für die Zeit vom

10 Januar 1959 bis 19° April 1963 nach @ 96 des Ange—

stelltenversicherungsgesetzes (AVG) ruhteno

Der Kläger beantragte nunmehr;

die Beklagte zu verurteilen, ihm das Alters—

ruhegeld auch für die Zeit vom 10 Januar 1956

bis 19° April 1963 zu zahlen, ‘

hilfsweise beantragte er,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die
Sache zur erneuten Verhandlung und bntschei—'

dung an das LSG Berlin zurückzuverweisen„.

Die Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung (@@165, 153 Abs° 1, 124 Abs„ 2
SGG) einverstandene
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Die Revision ist zulässig (gs 162 Abs„ 1 Nr„ 1, 164 see);

sie ist Jedoch nicht begründet„ "‘

Gegenstand auch des Revisionsverfahrens ist — nur — der

Bescheid der Beklagten vom 6„ Juli 1956; mit diesem Be—
SCheid hat die Beklagte den An3pruoh des Klägers auf A1—

tersruhegeld nach dem FAG in Verbindung mit dem AVG in der

vor dem 10 Januar 1957 maßgebenden Fassung (AVG a?) gere—

gelt; sie hat verneint, daß nach diesen Vorschriften dem

Kläger ein Anspruch auf Altersruhegeld gegen die Beklagte

zustehe° Das LSG hat über die Rechtmäßigkeit dieses Be—

scheides am 10° Dezember 1958, also vor dem Inkrafttreten
des EEG - nach Art. 7 9 } Abs° 1 FANG in Kraft seit 10

Januar 1959 — entschieden; es hat den Anspruch des Klägers

nur nach dem FAG prüfen können° Der Kläger hat mit der

— im August 1956 erhobenen — Klage die Aufhebung des Be—

scheides vom 6° Juli 1956 und die Verurteilung der Be—
klagten zur Gewährung von nltersruhegeld beantragt° wah—

rend des Revisionsverfahrens hat die Beklagte durch den

Bescheid vom 29° November 1965 den An5pruch des Klägers

auf Altersruhegeld mit Wirkung vom 1„ Januar 1959 an nach

dem EEG in Verbindung mit dem AVG nF geregelt und das Al—

tersruhegeld mit Wirkung vom 20° April 1963 an bewilligt°

Dieser Bescheid vom 290 November 1963 ist aber nicht Gegen—

stand des Revisionsverfahrens geworden — auch nicht inso—

weit, als er den Bescheid vom 6° Juli 1956, dessen Aufhebung

der Kläger zugleich mit dem Antrag auf die Bewilligung von
Leistungen begehrt, für die Zeit vom 10 Januar 1959 an
“ersetzt" hat; 5 96 SGG findet nämlich im Revisionsverfah—

ren keine Anwendung, vgl° auch @ 171 Abs° 2 SGG°

Den Bescheid vom 6° Juli 1956, mit dem die Beklagte über
den Anspruch des Klägers auf Altersruhegeld nach dem FAG,

also für die Zeit vom 1„ Januar 1956 (Antrag3monat) bis
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31, Lezemoer 1958 (Inkrafttreten des BBG) entschieden

hat, hat das LSGzu Recht als rechtmäßig angesehen,
Der Aläger hat, sofern er zu den in 3 1 Abs, 2 FAG

.
genannten Personen gehört, nach @ 1 Abso 1 FAG Anspruch
auf Leistungen gegen den nach 9 7 FAG zuständigen Ver—

sicherungsträger im Bundesgebiet oder im Land Berlin

unter den Voraussetzungen, daß er 1) sich ständig in

den genannten Gebieten aufhält und 2) von dem Versiche—

rungsträger, bei dem das Versicherungsverhältnis be—

standen hat, keine Leistungen erhält, Das LSG ist zu

Recht davon ausgegangen, der Kläger gehöre zu dem Per—

sonenkreis des 5 1 Abs° 2 FAG; der Kläger ist in ge—
setzlichen Rentenversicherungen bei Versicherungsträ—

gern im Sinne des 5 1 Abs, 2 Nr, 1 Satz 1 FAG versichert

gewesen, denn er hat nach den unangefochtenen Fest—

stellungen des LSG auch Beiträge zur früheren RfA, al—

so zu einem stillgelegten Versicherungsträger (BLG 4,

96, 98/99; 9, 67, 71) und zu einem Versicherungsträger

in der SBZ entrichteto Der Kläger hat sich Jedoch,

wie das LSG ebenfalls zu Recht angenommen hat, Jeden—

falls im sinne des FAG nicht "ständig“ im Bundesgebiet

oder im Land Berlin aufgehalten (@ 1 Abs, 1 Nr, 1 FAG),

Zum Begriff des "ständigen Aufenthalts” im Sinne von
g 1 Abs° 1 Nr° 1 FAG ist in dem Urteil des Bundessozial—

gerichts (BSG) vom 21° April 1959 (BSG 9, 266 ff, 268)

ausgeführt, er bedeute ”ein tatsächliches, länger

dauerndes, nicht zufälliges Verweilen in einem bestimmten

Gebiet” (ebenso Brackmann, Handbuch der Sozialversiche—

rung, Stand vom 1, september 1963, Bd; I, 294 d V, VI;
Hoernigk,Jahn/Wickenhagen, Fremdrenten— und Auslands—

rentengesetz, 2° Aufl„, 1956, Anm° 6 zu 3 1 Abs° 1

EEG); in diesem Urteil ist auch zutreffend ausgeführt,

das sogenannte berliner ”Grenzgänger”, die (in der Zeit

vor der Errichtung der heuer) im Osten Berlins gearbei—
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tet, aber mit ihrer Familie im Westen Berlins gewohnt

haben und nach der Beendigung der Arbeit dorthin zu—’

rückgekehrt sind, sich "ständig" im Land Berlin auf—

halten° Um einen solchen Fall handelt es sich hier je-

doch nicht° her Kläger hat zwar, wie das LSG zu Recht

dargelegt hat, “zwei verschiedene Lebenskreise" gehabt,

nämlich einen "Lebenskreis" in Potsdam und einen ”Lebens-

kreis" im Westen Berlins° Ob er damit auch sowohl in Pots—

dam als auch im Westen Berlins einen “ständigen” Aufent—

halt“ im Sinne des allgemeinen Sprachgebrauchs gehabt
hat, kann dahinstehen° Für die Frage, ob ein "ständiger

Aufenthalt“ im.8inne des FAG gegeben ist, kommt es ent—
scheidend auf den Sinn und Zweck an, den das FAG mit der

Zubilligung von An5prüchen an bestimmte Personenkreise ver—

folgt° Insoweit ist davon auszugehen, daß das FAG — anders
als das spätere FRG — auf dem "Entschädigungsprinzip" be—

ruht; nach ihm sollen grundsätzlich die Versicherungsträger

im Bundesgebiet vorlageweise für die ursprünglich ver—
pflichteten Versicherungsträger in dem Umfang eintreten,

in welchem diese verpflichtet sind (vgl° Jantz/Zweng/

Eicher, Das neue Eremdrenten— und Auslandsrentengesetz,

2, Aufl., Einführung XIII und XIV)° Diese "Hilfe“ der
Bundesrepublik ist jedoch nur für die Fälle bestimmt, in

denen die Lebensverhältnisse des Betroffenen ihre Grund—

lage mindestens überwiegend im Bundesgebiet oder im Lande

berlin gehabt haben° Das ist beim Kläger nicht so gewesen°

Er hat zwar seit Jahren im Westen Berlins (in berlin—Schöne—
berg) ein Baugeschäft betrieben und (in serlin—bahlem) eine
Wohnung gehabt, er hat sich auch tagsüber zum Betrieb seines
Geschäfts vorwiegend im Westen Berlins aufgehalten und auch

nach Schluß der GeschäftSZeit noch erhebliche Zeit in seiner

Wohnung in Berlin—Dahlem zugebracht; er hat aber anderer—

seits — anders als in dem Fall BSG 9, 266 ff — ständig quh
eine Wohnung in der SBZ in Potsdam gehabt und ist 3393 dort
polizeilich gemeldet gewesen; in dieser Wohnung hat ständig

die Ehefrau des Klägers gewohnt, der Kläger hat, wie sich

aus seinem eigenen Vorbringen ergibt und wovon auch erkenn-
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bar das LSG ausgegangen ist, die arbeitsfreie Zeit zum Teil

aueh in seiner Wohnung in Potsdam verbracht, er hat in Pots—

dam Grundbesitz gehabt, er hat gggh den PersonalausWeis der

sogenannten DDR besessen° Danach ist der Schluß gerechtfer—

tigt, daß die Lebensverhältnisse des Klägers ihre Grundlage

nicht überwiegend im Lande Berlin gehabt haben; wer in den

Jahren 1956 bis 1958 einen wesentlichen Teil seiner Lebens—

bereiche in der SBZ belassen und damit für einen objektiven

betrachter den Eindruck erweckt hat, er wolle sich auch

seine Rechte in der 552 voll erhalten, hat sich Jedenfalls

nicht im binne von $ 1 Abs„ 1 FAG "ständig“ im bundesge—

biet oder im Land Berlin aufgehalten,

Das Urteil des LSG ist sonach zutreffend, die Revision des

Klägers ist unbegründet und zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1

Satz 1 SGG)° Das LSG hat auch zu Recht nicht geprüft, ob dem

kläger Ansprüche gegen die Beklagte nach Art, II @ 51 AnVNG

zustehen„ Der Bescheid vom 60 Juli 1956 kann insoweit eine

Regelung nicht enthalten, weil dieser Bescheid vor dem In—

qufttreten des AnVNG (1° Januar 1951 ergangen ist°

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf @ 195 SGGO
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